Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2468 


Sachgebiet 2129 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 
und Genossen 


betr. Entschließung der Internationalen Parlamenta- 
rierkonferenz zu Umweltfragen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist die Bundesregierung bereit, 

1. bei künftigen Maßnahmen und Initiativen für den Umwelt- 
schutz alle in der Anlage wiedergegebenen Empfehlungen 
der internationalen Parlamentarierkonferenz zu berücksich- 
tigen und insbesondere auf internationaler Ebene entspre- 
chende Initiativen zu ergreifen, 

2. rechtzeitig vor der UN-Konferenz 1972 in Stockholm dem 
Bundestag über die Vorschläge zu berichten, die sie dort zu 
machen gedenkt? 


Bonn, den 28. Juli 1971. 


Druck: Bucfadrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Anlage 


Entschließung 

Die internationale Parlamentarier-Konferenz zu Umweltfragen 

hat am 4. Juni 1971 in Bonn folgende Entschließung ange- 
nommen: 

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, daß 

— effektive Maßnahmen dringend notwendig sind, um die 
natürlichen Hilfsquellen unserer einzigen Welt mit einer 
ökologisch gesunden Umwelt und den sozialen, wirtschaft- 
lichen, wissenschaftlichen und kulturellen Fortschritt der 
Menschheit zu erhalten; 

— die bedeutungsvollen Studien, Maßnahmen und Ergebnisse, 
die in verschiedenen Staaten erreicht wurden, die Notwen- 
digkeit für die Unterrichtung und Bewußtseinsbildung der 
Öffentlichkeit sowie für die internationalen Maßnahmen be- 
wiesen und geweckt haben, anzuerkennen sind; 

— zur Zeit die internationalen offiziellen Entscheidungsorgane 
in erster Linie die Verwaltung der einzelnen Staaten ver- 
treten, die Parlamentarier jedoch auch auf internationalem 
Gebiet einen entscheidenden Beitrag bei der Formulierung 
der Umweltpolitik machen sollten; 

— wir die positiven Maßnahmen zum Schutze der Umwelt, die 
von vielen internationalen nichtamtlichen Organisationen, 
einschließlich der Interparlamentarischen Union, getroffen 
worden sind, unterstützen und zu diesen Aktionen beitragen 
möchten; 

— wir glauben, die weltweiten Anstrengungen, die notwendig 
sind, um eine vorausschauende Nutzung der Umwelt zu 
erreichen, mit der Aufstellung einer Prioritätenliste gegen- 
wärtiger und neu auftauchender Probleme und von Vor- 
schlägen zu ihrer Lösung gefördert werden können; 


HABEN WIR UNS DAHIN GEHEND GEEINIGT, DASS DIE 
FOLGENDEN PUNKTE SOFORTIGER UND WIRKUNGS- 
VOLLER INTERNATIONALER MASSNAHMEN BEDÜRFEN: 

— Die Regierungen sollen internationale Verhandlungen be- 
ginnen, damit Systeme für strenge Kontrollen gegen Ver- 
schmutzung, die den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
angepaßt sind, errichtet werden. Diese Systeme sollen so 
beschaffen sein, daß sie den internationalen Wettbewerb 
nicht verzerren; jedoch sollen allgemeine Umweltstandards 
entwickelt werden, die von den Vertragsstaaten angewendet 
werden können. 
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— International vereinbarte Grenzwerte für die Einnahme und 
Einatmung von bestimmten Substanzen durch Menschen, 
Tiere und Vegetation (einschließlich jährlicher Mittelwerte, 
solcher für jeweils 100 Tage und eines absoluten Tages- 
grenzwertes) sollten entsprechend angewendet werden 
können. 

— Die Regierungen sollen internationale Verhandlungen be- 
ginnen und internationale Standards hinsichtlich der Ge- 
sundheit, der Produkte, der Emissionen und der Umwelt fest- 
legen, die auf Produkte, die in den internationalen Handel 
Eingang finden, angewendet werden können. 

— Sowohl internationale als auch koordinierte nationale For- 
schungsprogramme zu allen Umweltproblemen müssen durch 
das System der Vereinten Nationen, ggf. in enger Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen internationalen nichtamt- 
lichen Organisationen, unterstützt werden. Die notwendigen 
organisatorischen Änderungen im System der Vereinten 
Nationen müssen durchgeführt werden, damit solche For- 
schungsprogramme so schnell wie möglich eingeleitet wer- 
den können. 

— Die umweltrelevanten Auswirkungen der Entwicklungshilfe 
und der Investitionsprogramme im Ausland sind sorgfältig 
zu studieren und von allen Beteiligten zu beraten, bevor 
solche Projekte in die Tat umgesetzt werden. Den Entwick- 
lungsländern muß technische Hilfe zur Ausbildung von Um- 
weltmanagern und -Wissenschaftlern zur Verfügung gestellt 
werden. 

— Internationale Transporte gefährlicher oder verschmutzter 
Stoffe müssen einer genauen Regelung unterworfen werden, 
damit u. a. die Haftung im Falle einer Umweltbeeinträchti- 
gung feststeht. Ein System einer Pflichtversicherung ist zu 
errichten, um das - die Transportunternehmer betreffende - 
Risiko abzudecken. Keine gefährlichen Substanzen dürfen 
ohne ein Begleitpapier transportiert werden, das u. a. auf- 
zeigt, wie man im Falle der Gefahr oder eines Unfalles zu 
verfahren hat. 

— Alle Staaten sollten die Internationale Konvention über die 
Intervention auf Hoher See bei Schäden durch Ölverschmut- 
zung die Internationale Konvention über die Zivilrechtliche 
Verantwortung für Ölverschmutzungsschäden (IMCO, Brüs- 
sel, 1969) und die Abänderungen der Internationalen Kon- 
vention zur Verhinderung der Meeresverschmutzung durch 
öl des Jahres 1954 ratifizieren. Ein Regierungsabkommen 
über einen zusätzlichen von den Transporteuren und Eigen- 
tümern von Ölladungen zu errichtenden Ausgleichsfonds zur 
Erhöhung der Haftung im Fall des Auslaufens von öl sollte 
sobald als möglich von allen Staaten ausgehandelt, unter- 
schrieben und ratifiziert werden. 
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— Ein Recht auf eine Umwelt in bestem Zustand, wie sie unab- 
dingbar ist für das körperliche, geistige und soziale Wohl- 
befinden sowie die kulturelle Entfaltung des Menschen, 
sollte als ergänzender Punkt in die Allgemeine Menschen- 
rechtserklärung aufgenommen werden. 

HABEN WIR UNS DAHIN GEHEND GEEINIGT, DASS DIE 

FOLGENDEN PUNKTE DRINGEND INTERNATIONALER 

KONSULTATIONEN UND MASSNAHMEN BEDÜRFEN: 

— Es sollten internationale Regeln und Verfahrensvorschriften 
festgelegt werden, um internationale Abkommen daraufhin 
zu untersuchen, inwieweit sie die Umwelt beeinflussen. Dies 
sollte sowohl neu vorgesehene Abkommen als auch bereits 
in Kraft befindliche Abkommen betreffen. 

— Eine Konvention, die das Verklappen von öl und toxischen 
Stoffen auf See verhindert und das Verklappen anderer Ab- 
fälle auf See regelt, sollte baldmöglichst ausgearbeitet, 
unterschrieben und ratifiziert werden. Eine solche Konven- 
tion soll internationale Kontrollmaßnahmen und Sanktionen 
gegen Übertretungen vorsehen. 

— Für jedes internationale Einzugsgebiet eines Flusses sollten 
sich die Anliegerstaaten bemühen, eine Vereinbarung zu 
schließen, die es ihnen ermöglicht, gemeinsam die Umwelt- 
probleme und die Erhaltung der Natur des betreffenden 
Flusses zu prüfen und zu lösen. Diese Übereinkommen soll- 
ten insbesondere ein internationales Kontroll- und Sank- 
tionssystem vorsehen. 

— Es sollte ein internationales Abkommen abgeschlossen wer- 
den, das alle Staaten verpflichtet, bestimmte Produkte und 
Verfahren, die mit toxischen und nicht abbaubaren oder 
nicht wiederverwendbaren Stoffen in Verbindung stehen, 
daraufhin zu untersuchen, welche möglichen Folgen aus dem 
Gebrauch für die Umwelt entstehen; dies sollte vor der Ein- 
führung auf dem Verbrauchermarkt geschehen. Ein der- 
artiges Abkommen sollte ebenfalls eine Standardisierung 
der Untersuchungsverfahren vorsehen. 

— Es sollte ein internationales System für geschützte Gebiete 
unter internationaler Schirmherrschaft geschaffen werden, 
um sowohl gefährdete Pflanzen- und Tierarten, als auch be- 
merkenswerte Pflanzen- und Tiergesellschaften zu schützen. 
Internationale Übereinkommen zum Schutz gefährdeter Tier- 
arten, die Wanderungswege einschlagen, sollten abgeschlos- 
sen werden. Die Staaten sollten sich festlegen, über die Lei- 
stungen der nichtamtlichen Stellen hinausgehend die finan- 
ziellen Mittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, 
um weltweite Maßnahmen zur Erhaltung von Flora und 
Fauna durchzuführen. 

— Der Entwurf der IUCN für eine „Konvention über die Ein- 
fuhr, die Ausfuhr und den Transit gewisser Pflanzen- und 
Tierarten", der den internationalen Handelsverkehr bedroh- 
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ter und aussterbender Arten regelt, sollte von allen Staaten 
baldmöglichst unterzeichnet und ratifiziert werden. 

— Informationen über öffentliche Umweltprogramme und ihre 
Durchführung auf nationaler und internationaler Ebene soll- 
ten zentral zusammengefaßt werden, um einen leichten Zu- 
gang zu den Verfahren und Methoden zu gewährleisten, die 
für den Umweltschutz von Nutzen sind. 

— Soweit es die Länder mit Überbevölkerung betrifft, sollten 
Forschung und Forschungsprogramme über die Bevölke- 
rungsplanung wirkungvoll auf internationaler Ebene ko- 
ordiniert und jede mögliche Maßnahme einer tatsächlichen 
Durchführung der Geburtenkontrolle wahrgenommen wer- 
den; zu diesem Zwecke sollte der Erziehung zur Geburten- 
kontrolle in finanzieller und anderer Hinsicht besondere 
Aufmerksamkeit und Unterstützung gewidmet werden. 

— Die Regierungen sollten solche notwendigen Regelungen 
treffen, die verhüten, daß industrielle und andere Unter- 
nehmen Konzessionen unter nationalen Umweltgesetzen er- 
halten, weil sie drohen, ihre neuen Investitionen im Ausland 
zu tätigen. 

— Ein internationales System zur regelmäßigen Messung der 
Verschmutzung des Wassers und der Luft sollte errichtet 
werden. Zu diesem Zweck sollten die zu bestimmenden 
Stoffe aufgelistet und Ermittlungsmethoden und Normen 
erstellt werden. 

— Eine internationale Datenbank über die Verschmutzung ist 
zu errichten, deren Aufgabe es ist, Informationen über die 
Verschmutzung zu sammeln, zu erläutern und allen Ländern 
zur Verfügung zu stellen. 

HABEN WIR FESTGESTELLT, DASS DIE FOLGENDEN 

PUNKTE DRINGEND DER ERFORSCHUNG UND AUS- 
SPRACHE BEDÜRFEN, DAMIT INTERNATIONALE MASS- 
NAHMEN GETROFFEN WERDEN KÖNNEN, WENN UND 

SOBALD DIES NOTWENDIG IST: 

— Nationale Raumordnungs- bzw. Landesplanungsprogramme 
sollten mit den Nachbarstaaten koordiniert werden, wenn 
Teile derartiger Programme einen Einfluß auf Umwelt- 
bedingungen dieser Staaten haben können. 

- — Eine Studie muß angefertigt werden über die rechtlichen 
Möglichkeiten von Personen, die durch schädliche Umwelt- 
maßnahmen in einem anderen Land geschädigt worden sind, 
damit rechtliche Schritte gegen die Verantwortlichen ein- 
geleitet werden können. 

— Größere Projekte, welche die Umweltbedingungen der Erde 
- insbesondere die klimatischen - negativ beeinflussen 
könnten, sollten voll und ganz auf ihre Rückwirkungen auf 
die Umwelt untersucht werden, ehe sie in Angriff genommen 
werden. 
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